
 

 

 

 

 

 

Antwort zur Anfrage Nr. 0079/2011 der Stadtratsfraktion DIE REPUBLIKANER betref-

fend Außenstände bei der Grundsteuer B und Hundesteuer aus den Jahren 2009 

und 2010 (REP) 

 

 

1. Die Außenstände bei der Grundsteuer A und B sowie Hundesteuer aus den 

Jahren 2009  und 2010 betragen zurzeit 1 969 831,33 €. Hierbei gilt zu berück-

sichtigen, dass per  Stand 31.12.2008 Außenstände in Höhe von 898 006,97 € 

für die Eröffnungsbilanz 2009  nachgewiesen sind.  

 

2.  Die genaue Höhe etwaiger Kassenkredite kann nicht beziffert werden. Da die 

Steuerbescheide grundsätzlich vorlagen und nicht beziffert werden kann, in 

welchem Maß Mahnungen den Zahlungseingang forcieren. Außerdem wer-

den mit den nun versendeten Mahnungen Säumniszuschläge erhoben, die 

wiederum die ausstehenden Forderungen erhöhen und eventuelle Kassenkre-

dite damit verringern. 

 

3.  Von den technischen Problemen zur Erstellung der Mahnungen sind alle Ein-

nahmebereiche der Stadt betroffen. Die wichtigste Einnahmeart hierbei ist die 

Gewerbesteuer, die aufgrund ihrer wirtschaftlichen Bedeutung für die Stadt in 

Masse manuell gemahnt worden ist. Der erste maschinelle Mahnlauf erbrachte 

eine Forderungssumme von 11.046.892,37 €.  

 

4.  Die Veranlagung und Zahlungsaufforderung für Hundesteuer und Grundsteuer 

wurde zeitnah seit Anfang 2009 im neuen EDV-Verfahren durchgeführt. Auch 

die Abbuchungen erfolgten seit März 2009 im 15tägigen Rhythmus. Lediglich 

die Einführung des Mahnverfahrens hat sich durch technische Schwierigkeiten, 

die mittlerweile behoben sind, verzögert.  

 

5. Es wurden 10 198 Mahnungen verschickt. 

 

6. Die Zahl kann durch die Verwaltung nicht ermittelt werden. In den Fällen, in 

welchen der Steuerschuldner die Erteilung einer Einzugsermächtigung geltend 

machte, konnte überwiegend festgestellt werden, dass es sich nicht um feh-

lerhafte Datenübernahme aus den Altverfahren handelte. Zum Teil handelte 

es sich um neu erworbene, zusätzliche Grundsteuerobjekte oder eine Quar-

talsabbuchung wurde durch die bezogen Bank zurückgereicht, so dass unse-

rerseits das Abbuchungsverfahren aufgehoben wurde. 

 

7. Ja. 

 

 

Mainz, 23.01.2014 



 

 

Gez.: Günter Beck 

Bürgermeister 


